
12 Donnerstag, 14. Januar 2021Zürich und Region

BEZIRKSGERICHT ZÜRICH

Freiheitsstrafe für ehemaligen Kloten-Präsidenten
Jürg Bircher führte den Eishockeyklub in den Ruin – nun ist er wegen diverser Delikte verurteilt worden

TOM FELBER

Das Verfahren dauerte sieben Jahre, der
Prozess nicht einmal eine Stunde: Jürg
Bircher, Präsident des EHC Kloten von
Januar 2009bisMai 2012,ist vomBezirks-
gerichtZürich zueiner teilbedingtenFrei-
heitsstrafe von30Monatenverurteiltwor-
den. 6Monate davon muss er absitzen, 24
Monate werden bei einer Probezeit von 2
Jahren bedingt aufgeschoben. Drei Tage
Untersuchungshaft werden angerechnet.

Der Prozess gegen den 56-Jährigen,
der ursprünglich aus einfachen Verhält-
nissen stammt,Metallbauschlosser lernte
und mit Immobiliengeschäften Millionär
wurde, fand im abgekürzten Verfahren
statt.Bircher war geständig. Staatsanwalt
undVerteidiger hatten sich auf einen Ur-
teilsvorschlag geeinigt.Der Schuldspruch
lautet auf mehrfache qualifizierte unge-
treueGeschäftsbesorgung,Betrug,mehr-
fache Misswirtschaft und mehrfache Ur-
kundenfälschung. Bircher hatte während
Jahren die tatsächlichen finanziellenVer-
hältnisse in seinen Firmen und im EHC
Kloten verschleiert und auch immer wie-
der Gelder unautorisiert verschoben.

Die 9.Abteilung des Bezirksgerichts
Zürich segnete den Urteilsvorschlag am
Mittwoch ab. Der Gerichtsvorsitzende

Sebastian Aeppli sprach von einem «er-
heblichen Verschulden» Birchers. Der
Deliktsbetrag belaufe sich auf 7,2 Mil-
lionen Franken. Schwer wiege, dass es
sich bei 3,8 Millionen Franken um Pri-
vatbezüge Birchers handle.

Finanzen «massiv beschönigt»

Für die Tatkomponenten ging das Ge-
richt von einer eigentlich angemessenen
Freiheitsstrafe von 60 Monaten aus.Wie
Aeppli begründete, sei diese Strafe aber
aufgrund des Geständnisses, der Eini-
gung auf ein abgekürztes Verfahren,
weil Bircher den finanziellen Schaden
zum Teil bereits zurückbezahlt hat und
wegenVerletzung des Beschleunigungs-
gebots um die Hälfte auf 30 Monate
reduziert worden. Das Strafverfahren
war im Januar 2014 eingeleitet worden.

Über den Inhalt der schriftlichenAn-
klagehinauswar amProzess nicht viel zu
erfahren: In der persönlichen Befragung
erklärte Bircher, der auch heute eine
Immobilienfirma führt, im Jahr 2020 ein
Einkommenvon400 000Frankenerzielt
zu haben. Die Befragung zur Sache be-
schränkte sich auf zwei Punkte:ob ermit
der Anklage und dem Urteilsvorschlag
einverstanden sei undobdas abgekürzte

Verfahren seinem freienWillen entspre-
che, was Bircher beides bejahte.

Bircher wurde im Januar 2009 Mehr-
heitsaktionär undVerwaltungsratspräsi-
dent der EHCKloten SportAG. ImMai
2012 trat er unter Druck zurück und hin-
terliess ein finanzielles Debakel. Der
Klub war mit 11 Millionen Franken ver-
schuldet. Laut derAnklageschrift, die 96
Seiten umfasst,wurden die realen finan-
ziellen Verhältnisse in der Buchhaltung
über Jahre «massiv beschönigt». Be-
reits in der Bilanz des Geschäftsjahres
2009/10 wurden Aktiven ausgewiesen,
die um mindestens, 2,5 Millionen Fran-
ken zu hoch waren. Am 30.April 2011
wurden die Aktiven um 3,22 Millionen
zu hoch und die Passiven ummindestens
eine Million Franken zu tief angegeben.
Zudemwurde ein um eineMillion Fran-
ken zu hoher Ertrag ausgewiesen.

Zahlungen an sich selbst

AufgrundvonausgewiesenenÜberschul-
dungen kündigte Bircher immer wieder
Sanierungsbeiträge an, die er aber nicht
leistete. Er war auch nicht in der Lage,
versprochene Sponsoringbeiträge von
2,69 Millionen Franken zu bezahlen und
Garantieversprechen zu erfüllen. Denn

seine Firmen waren ebenfalls überschul-
det. Vorgeworfen wurde ihm auch, dass
er den Verzicht auf ein Darlehen von
einer Million Franken an den Klub er-
klärte, über das er gar nicht mehr ver-
fügen konnte, weil er die Forderung be-
reits an die ZKB abgetreten hatte.

Bircher veranlasste zwischenMai 2011
undApril 2012 eigenmächtig Zahlungen
vondenKontendesEHCKloten an seine
Firmenundan sich selbst in derHöhe von
insgesamt 1,969 Millionen Franken. Da-
durch verschlimmerte sich die ohnehin
prekäre Situation des EHC kontinuier-
lich. Im Dezember 2017 zahlte Bircher
250 000 Franken an den Klub zurück.

Der Betrugstatbestand bezieht sich
auf die arglistige Täuschung Adrian Fet-
scherins.DiesemunterbreiteteBircher im
Dezember 2011 das Angebot, er könne
einen bis auf 200 000 Franken schulden-
freien Klub übernehmen. Fetscherin be-
zahlte 750 000 Franken für das wert-
loseAktienpaket. Im Rahmen der Klub-
sanierung erhielt Fetscherin später 40 000
Franken zurück. Im August 2017 einigte
er sich mit Bircher aussergerichtlich auf
eine Rückzahlung von 550 000 Franken.

Urteil DG200 178 vom 13. 1. 2021, abgekürz-
tes Verfahren.

VERWALTUNGSGERICHT

Inserat für
Ruedi Noser war
«rechtswidrig»
Dennoch keine Wahlwiederholung

RETO FLURY

Eswarnur ein schmales Inserat,gibt aber
immernoch viel zu reden:Am2. Novem-
ber 2019 erschien im «Tages-Anzeiger»
auf der erstenSeite desZürich-Teils eine
von der kantonalen FDP geschaltete
Wahlwerbung für den Ständeratskandi-
daten Ruedi Noser. Zu sehen waren die
Porträts derZürcherRegierungsmitglie-
der Carmen Walker Späh (fdp.), Ernst
Stocker (svp.), Mario Fehr (sp.), Silvia
Steiner (cvp.) und Natalie Rickli (svp.).
Noser, hiess es im Inserat, habe mit dem
Regierungsrat gut zusammengearbeitet.
«Das soll so bleiben.»

Noser gewann die zweite Runde der
Ständeratswahl mit deutlichem Vor-
sprung vor seiner Konkurrentin, der
Grünen Marionna Schlatter. Der Streit
indes,obdas Inserat ein unzulässigerEin-
griff vonMagistraten oder eine harmlose
Empfehlung von Privaten war, dauert
seither an.Wer zwischen dem einen und
dem anderen schwankt, muss sich nicht
schämen: Selbst oberste Gerichte kom-
men zu ganz verschiedenen Schlüssen.

Für Lausanne tolerierbar

Für das Bundesgericht war das Inserat
tolerierbar. Es beschäftigte sich im ver-
gangenen Sommer mit dem Fall, nach-
dem der Regierungsrat auf eine Be-
schwerde der Zürcher Jungsozialisten
nicht eingetreten war und diese in Lau-
sanne Beschwerde eingelegt hatten. Für
die Juso erweckte die Anzeige nämlich
den Eindruck, der Regierungsrat als
Gremium empfehle Noser zur Wieder-
wahl. Das sei aber unzulässig.

Das Bundesgericht wies darauf hin,
dass weder ein Logo noch ein offizieller
Schriftzug verwendet wurden und auch
nur fünf von sieben Regierungsmitglie-
dern zu sehen waren.Aufgrund des Ge-
samteindrucks habe der Durchschnitts-
leser erkennen können, dass nicht das
politische Gremium geworben habe.
Allerdings wies das Gericht die Causa
ans ZürcherVerwaltungsgericht zurück,
damit sie von einer kantonalen gericht-
lichen Instanz beurteilt und somit die
Rechtsweggarantie nicht verletzt werde.

Darumhat sich jetzt dasVerwaltungs-
gericht darüber gebeugt – und kommt
zu einem anderen Schluss als die Bun-
desrichter, wie aus dem am Mittwoch
veröffentlichten Urteil hervorgeht. Das
Inserat sei den Regierungsmitgliedern
als Amtsträgern und nicht als Privaten
zuzurechnen, heisst es darin. Es zeige
die fünf ausschliesslich unter Nennung
ihrer amtlichen Funktion.Unterstrichen
werde dies dadurch, dass nur die Partei-
zugehörigkeit der Regierungspräsiden-
tin Walker Späh nicht genannt werde,
womit auf ihreLeitungsfunktion imKol-
legium angespielt werde. Zudem werde
die guteZusammenarbeit vonNosermit
dem Regierungsrat hervorgehoben, von
der dieBeteiligtennur in ihrer amtlichen
Funktion erfahren haben konnten.

Moderat im Ton

Das Verwaltungsgericht fährt fort, dass
dieRechtsprechung fürWahlkämpfe be-
hördliche Interventionen grundsätzlich
ausschliesse.Vorbehaltenbliebendie In-
formationen etwa bei ungewöhnlichen
Konstellationenoder für dieRichtigstel-
lung irreführenderAussagen.DieseVor-
aussetzungen seien hier nicht gegeben:
«Die Intervention indenWahlkampfwar
daher rechtswidrig.» Über einen vollen
Erfolg können sich die Juso indes nicht
freuen. Denn anders als gefordert ord-
net das Verwaltungsgericht keine Wie-
derholungderWahl an.Eswertet den In-
halt des Inserats insgesamt als «unspek-
takulär».Die verwendetenFormulierun-
gen seien inWahlinseratenüblich und im
Ton moderat. Da das Inserat zudem nur
einmal erschien, sei der unzulässige Ein-
griff in den Wahlkampf zwar von eini-
gemGewicht, «aber noch nicht schwer».

Urteil VB 2020.00 405 vom 7. 1. 2021, noch
nicht rechtskräftig.

Das Drittelsziel ist in weiter Ferne
Der Anteil gemeinnütziger Wohnungen in der Stadt Zürich hat sich in vier Jahren kein bisschen erhöht

ADI KÄLIN

Vor zehn Jahren hat die Zürcher Politik
einenneuenBegriff geprägt:dasDrittels-
ziel!Gemeint ist,dass derAnteil gemein-
nütziger Wohnungen am Bestand aller
Mietwohnungen von einem Viertel auf
einen Drittel ansteigen soll. Ersonnen
wurdediesesZiel vonder SP;die entspre-
chende Initiative wurde im November
2011 von den Stimmberechtigten deut-
lich angenommen.Nun steht es in derGe-
meindeordnung und wird vom Stadtrat
und von der rot-grünenMehrheit imGe-
meinderat mit Vehemenz verfolgt.

Stadtrat wirkt desillusioniert

Gleichwohl hat sich, wie ein Bericht des
Stadtrats zeigt, in den letzten vier Jahren
am Anteil gemeinnütziger Wohnungen
praktisch nichts verändert: Er sank so-
gar ganz leicht,von 26,5 auf 26,4 Prozent.
Zählt man noch Stiftungen mit günsti-
genWohnungenhinzu,welcheder Stadt-
rat als «gemeinnützig im weiteren Sinn»
bezeichnet,kannman für die letzten vier
Jahre eine leichte Steigerung feststellen:
von 29 auf 29,3 Prozent. ImBericht zeigt
sich der Stadtrat einigermassen desillu-
sioniert: Eine Steigerung des Anteils
wäre nur mit einer stark überproportio-
nalenAktivität vonStadt undGenossen-
schaften überhaupt möglich, schreibt er.
Dies aber würde hohe Geldbeträge für
den Kauf von Grundstücken und den
Bau von Häusern bedingen.

So weit war der Stadtrat übrigens vor
zehn Jahren auch schon. Anfang 2011,
als er das Drittelsziel noch für unrea-
listisch ansah und die Initiative zur Ab-
lehnung empfahl, teilte er mit, dass man
das Ziel nur erreichen könnte, wenn man
ein «Quasi-Bauverbot für Private» erlas-
sen würde.Weil die Initianten darauf die
Frist zurErreichungdesZiels von2040auf
2050 erweiterten, warf der Stadtrat aber
seineBedenkenüberBordund stellte sich
hinter Initiative und Drittelsziel.

AL stört «fatalistische Haltung»

Und wie beurteilt der Gemeinderat die
Situation, nachdem man sich dem Drit-
telsziel vier Jahre lang keinenMillimeter
angenähert hat? Am deutlichsten gab
die AL am Mittwochabend ihrer Ent-
täuschung über die Zahlen des Berichts
Ausdruck:EsherrscheStillstand,undmit
Stillstand erreiche man das Drittelsziel

nicht, sagte PatrickMaillard.Über weite
Strecken lese sich der Bericht des Stadt-
rats wie eine Kapitulationserklärung.

Es brauche nun einen eigentlichen
Businessplan, in dem der Stadtrat auf-
zeige, was er zu tun gedenke, um das
Ziel bis 2050 zu erreichen.Auf jeden Fall
brauche es auch radikalereMassnahmen,
der Stadtratmüsse sämtliche rechtlichen
Mittel ausnützen.DieAL,die in der Re-
gel zuvorderst für mehr gemeinnützige
Wohnungen kämpft, lehnte den Bericht
schliesslich ab – nicht zuletzt wegen der
«fatalistischenHaltung», die immer wie-
der durchscheint, wie Maillard sagte.

Stadtpräsidentin Corine Mauch
machte den Rat darauf aufmerksam,
dass es auch durchaus positive Entwick-
lungen gegeben habe in den letzten vier
Jahren. Es seien ja 2400 zusätzliche ge-
meinnützige Wohnungen gebaut wor-
den, nur sei damit derenAnteil nicht ge-
stiegen. Man werde das Ziel auf jeden
Fall weiterverfolgen, es brauche aber
einen langen Atem. Und es brauche

in Zukunft wohl noch mehr Abschrei-
bungsbeiträge, um den Kauf von Liegen-
schaften zu ermöglichen.

Mehr Boden kaufen!

Julia Hofstetter (gp.) setzte auf das glei-
che Mittel: Es brauche eine offensivere
Bodenpolitik, sagte sie. Der Stadtrat
habe im letzten Jahr durch eine Volks-
abstimmung mehr Kompetenzen beim
Landkauf bekommen; nun müsse er
diese auch nutzen. Möglichst viele Zür-
cherinnen und Zürcher sollten in ge-
meinnützigen Wohnungen leben kön-
nen. Und niemand solle gezwungen
werden, seinen hart verdienten Lohn an
Vermieter mit Gewinnabsichten abzu-
geben, sagte Hofstetter.

Die FDP übte grundsätzliche Kri-
tik an der städtischen Wohnungspolitik.
Man gaukle den Leuten vor, dass mit der
Schaffung von gemeinnützigenWohnun-
gendasProblemgelöstwerde,sagte Seve-
rin Pflüger. Aber es sei heute nicht ein-

facher, inZürich eineWohnung zu finden,
als zu Beginn derMassnahmen.Wenn die
Privaten in den letzten vier Jahren nicht
12 000Wohnungen gebaut hätten, wären
die Mieten – wegen der überaus hohen
Nachfrage – wohl explodiert. Man müsse
den Wohnungsbau revitalisieren und auf
sinnloseStatistiken inHochglanzprospek-
ten verzichten, meinte Pflüger.

Zum Schluss gab es noch einen inner-
linken Seitenhieb von der AL an die SP.
Der Kauf vonGrundstücken sei keinAll-
heilmittel, sagteWalterAngst (al.), schon
weil es viel zu wenige zahlbare Objekte
aufdemMarkt gebeundderStadtrat nicht
zu Preisen kaufe, wie es die grossen An-
lagestiftungen tunkönnten.«Man soll den
Leuten auch von links keinen Sand in die
Augen streuen», sagteAngst.

Neben der AL lehnte nur die SVP
den Bericht ab, die FDP enthielt sich der
Stimme. Am Ende wurde der Bericht
mit grosser Mehrheit «zustimmend zur
Kenntnis genommen», wie es der Stadt-
rat beantragt hatte.

StädtischeWohnungen, wie hier in der Siedlung Hornbach, sind begehrt, doch ihr Anteil am Markt stagniert. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ
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Es geht auch
ohne «Ufzgi»
Leitartikel auf Seite 17

A LA CARTE

Menübausteine
vom Spitzenkoch
Katja Baigger · Wer in diesen Tagen die
Zürcher Josefstrasse entlangspaziert,dem
wird das Transparent mit der Aufschrift
«Josef@Home» nicht entgehen. Seit Mai
kocht in dem Lokal,das nun bald 28 Jahre
den Zürcher Stadtkreis 5 kulinarisch be-
reichert, der aus Schweden stammende
David Heimer.Nachdem die Restaurants
wegen der Anti-Corona-Massnahmen
wieder hatten schliessen müssen, liessen
sich der Chefkoch und seine Crew etwas
einfallen.Sie ersannen zwei 4-Gänger,die
man sich donnerstags oder freitags nach
Hause liefern lassen kann. Die Gerichte
sind fast identisch mit jenen,die den Gäs-
ten sonst im «Josef» serviert werden.Wir
laden ein befreundetes Paar ein und ent-
scheiden uns je zweimal für vegetarisch
sowie Fisch und Fleisch. Das Dinner kos-
tet pro Person 76 Franken, was sich als
absolut gerechtfertigt herausstellen wird.

Gegen Abend liefert der Velokurier
(Fr. 22.–) den Bausatz. Zu viert betrach-
ten und ordnen wir die Zutaten.Diese sind
in Plastik-Gefässe,Gläser und Schachteln
verpackt, jeder Gang ist mit einer Farbe
gekennzeichnet. Zudem haben wir zwei
Heftchen erhalten, in denen sowohl die
Aufbereitung des Fleisch/Fisch- als auch
des Vegi-Menus beschrieben ist. Via QR-
Code schauen wir uns das Video an, in
dem David Heimer in der Küche steht.

Klar, das meiste ist vorbereitet: Wir
brauchen die Nestchen aus Kartoffel-
fäden für den ersten Gang nur noch
kurz in den vorgeheizten Ofen zu stel-
len. Dann dekorieren wir sie mit dem im
Spritzbeutel vorbereiteten Sauerrahm,
mit Blumen, Kräutern sowie mit Forel-
lenrogen oder Randen. Trotzdem: Im
erläuternden Film gibt ein aufstreben-
der Küchenchef unprätentiös sein Wis-
sen weiter. Und schon beissen wir in die
knackigen Kartoffelnestchen. Sie bilden
nicht nur optisch, sondern auch von der
Konsistenz her einen Kontrast zum glit-
schig-salzigen Rogen. Die vegetarische
Variante fällt davon ein wenig ab, die
Randen – von denen wir zu viel erhalten
haben – finden wir eher uninteressant.

Der nächste Gang klingt vielverspre-
chend: Trüffel-Brioche mit Schwarz-
wurzel-Chips und Haselnüssen. Hier
kombiniert Heimer gekonnt verschie-
dene Arten von nussigem Geschmack.
Doch der Trüffel enttäuscht. Sein Gout
wurde im Balsamico ertränkt, in dem er
eingelegt war. Hingegen vermögen die
Artischocken mit Zedernkernen und
Kerbelvinaigrette zu überzeugen, der
Gaumen frohlockt über die Süsse des
Blütengemüses genauso wie über die
an Anis erinnernde Kerbelsauce.

Der folgende, im Sanddornöl mari-
nierte Zander ist zart, aber leider ging
beim Abpacken der Randen-Baustein
vergessen. Hätten wir das beim ersten
Gang gewusst,hätten wir etwas vomWur-
zelgemüse beiseitegelegt. Dennoch sind
wir angetan, haben wir das Gericht doch
wie vorgegeben mit Blütenblättern einer
im Paket mitgelieferten Tagetes-Blume
garniert, die dem Fisch eine herbe Note
verleiht. Das Rentier kommt auf feinem
Pilzjus neben einem Mille-feuille aus
Randen- und Rettichscheiben zu liegen.
Das Fleisch behagt uns, es ist zart und er-
innert mit der Saftigkeit an Wildschwein.

Das Dessert schliesslich besteht aus
einer Tarte Tatin mit Mandeln und Ros-
marincrème. Der Apfelgeschmack wirkt
neben dem herben Rosmarin geradezu
eindringlich. Die Gäste, die sonst pas-
siv im Restaurant sitzen, sind angehal-
ten, ein begonnenes Handwerk zu voll-
enden. Paradoxerweise haben wir bei
diesem Abendessen auf Distanz die
Arbeit eines Kochs mehr wertschätzen
gelernt, als wenn er im Lokal an unse-
rem Tisch vorbeigekommen wäre und
gefragt hätte: «Hat es geschmeckt?» Wir
antworten mit einem euphorischen Ja!

Restaurant Josef. Gasometerstrasse 24,
Zürich. www.josefathome.ch

Die Hausaufgaben werden
je länger, je mehr zu Schulaufgaben
Männedorf schafft die «Ufzgi» für Erst- bis Drittklässler probehalber ab – das dürfte Nachahmer finden

LENA SCHENKEL

Nach Hause kommen und nichts mehr
für die Schule tun müssen: Wovon man-
che ihre gesamte Bildungskarriere lang
träumen, gehört für Erst- bis Drittkläss-
ler in Männedorf am Zürichsee seit kur-
zem zum Alltag. Sie haben seit Oktober
keine obligatorischen Hausaufgaben
mehr. So könnten sie ihre Freizeit nach
einem langen Lerntag sinnvoll nutzen,
heisst es dazu in der an die Eltern ab-
gegebenen Broschüre. Anstatt vor dem
Abendessen noch Rechenaufgaben
lösen oder Englischvokabeln büffeln zu
müssen, können sie mit ihren Geschwis-
tern oder Nachbarskindern spielen, mit
dem Vater Guetzli backen oder unbe-
schwert ins Fussballtraining.

Moria Zürrer leitet die Unterstufe
der Schule Männedorf. Sie koordiniert
das Pilotprojekt, das vom Lehrerteam
angestossen worden ist. «Wir möchten,
dass die Kinder ihre Freude am Ler-
nen und ihre Lernmotivation möglichst
durchgängig erhalten», erläutert sie
einen der Hintergründe.

Mehr Eigenverantwortung

Die Sechs- bis Achtjährigen verbräch-
ten schon jetzt sehr viel Zeit an der
Schule. «Sie haben sich einen Spiel- und
Freiraum in ihrer Kindheit verdient»,
sagt Zürrer – zumal Kinder heute frü-
her eingeschult würden. Schüler seien
in diesem Alter in einer heiklen Lern-
phase. Übe man zu viel Druck auf sie
aus, könne ihnen die Schule schnell ein-
mal verleiden.

Dass die Erst- bis Drittklässler keine
obligatorischen Hausaufgaben mehr
haben, bedeutet freilich nicht, dass
sie nicht mehr selbständig lernen. Die
individuelle Lernzeit ist an der Unter-
stufe Männedorf ein fester Bestand-
teil des Unterrichts. «Während das eine
Kind also zum Beispiel das Lesen trai-
niert, üben zwei andere die Vierer- und
die Achterreihe. Einige ihrer Klassen-
kameradinnen widmen sich der Gestal-
tung eines Plakats, und eine andere Kin-
dergruppe schreibt an ihrer Geschichte
weiter», illustriert die Klassenlehrerin
Dorothea Fischer Del Prete eine solche
Unterrichtssequenz.

In welchem Fach und auf welchem
Niveau sie ihre Kenntnisse vertiefen,
entscheiden die Schüler in Absprache
mit der Lehrerin weitgehend selbst. Für
die einzelnen Kinder und Klassen gilt es
jedoch, Tages- und Wochenpläne abzu-
arbeiten. Die Lehrerin beobachtet und
unterstützt bei Fragen, oder sie spricht
beispielsweise eine Schülerin darauf an,
wenn sich diese immer unter- oder über-
schätzt. Die Schulleiterin Zürrer sagt
dazu:«Das ist für die Lehrerinnen natür-
lich anspruchsvoller,als den Schülern um

16 Uhr einfach noch ein ‹Ufzgi›-Blatt in
die Hand zu drücken.» Sie ist überzeugt
davon,dass die Kinder so nicht nur mehr
Spass am Lernen haben, sondern Schritt
für Schritt das selbständige Arbeiten er-
lernen – also zu planen,die Zeit einzutei-
len und ihr Können einzuschätzen. «Da-
durch denken sie auch früh über ihr Ler-
nen nach und übernehmen dafürVerant-
wortung», sagt Zürrer.

Zudem arbeiteten in der Schule alle
unter ähnlichen Bedingungen, während
zu Hause die eine Schülerin beim Lösen
der Hausaufgaben vielleicht «überbeglei-
tet» werde und die andere beim Lernen
komplett unbeaufsichtigt bleibe. Wie-

der andere hätten vielleicht kein eige-
nes Zimmer oder es laufe andauernd der
Fernseher.Wenn alle dieselben Chancen
hätten, sagt Zürrer, sei das auch im Sinne
der Bildungsgerechtigkeit.

Kein Obligatorium

Die Schule Männedorf ist mitnichten
die erste im Kanton, welche die Haus-
aufgaben im klassischen Sinne zumin-
dest teilweise abschafft. Wie viele der
157 Zürcher Primarschulgemeinden die
Frage ähnlich handhaben, ist allerdings
nicht bekannt. Einen Überblick haben
weder das Volksschulamt noch Lehrer-
oder Schulleiterverbände.

Grundsätzlich hängt der Entscheid
für oder wider Hausaufgaben von der
Lehrperson ab und fällt in deren Metho-
denfreiheit. Ein einheitliches Vorgehen
nach Stufe oder Schule sei wünschens-
wert, aber nicht vorgeschrieben, heisst
es beim Zürcher Lehrerverband. Das
Volksschulamt hält auf Anfrage fest,
dass übergeordnete Entscheide wie
jener, auf einer bestimmten Stufe auf
Hausaufgaben zu verzichten, mit der
Schulleitung und allenfalls der Schul-
pflege abgesprochen werden müssten.

Es deutet jedoch einiges darauf hin,
dass Hausaufgaben in Zürich mittel- bis
langfristig zu Schulaufgaben werden, die
nicht länger am Kinderzimmerpult oder
am Küchentisch erledigt werden. Schon
jetzt bieten viele Schulen betreute Auf-
gabenstunden an: Schülerinnen und
Schüler erhalten über Mittag oder nach
Schulschluss die Möglichkeit, ihre «Uf-

zgi» zu erledigen. Eine Lehrerin oder
ein Betreuer sorgt für die nötige Ruhe
und Ordnung und unterstützt sie allen-
falls bei Fragen oder Unklarheiten.

Tagesschule als Treiber

Was ursprünglich vor allem als freiwil-
liges Angebot für Schulkinder aus bil-
dungsfernen Haushalten gedacht war,
könnte mit der zunehmenden Zahl an
Tagesschulen für alle zur Norm werden.
In der Stadt Zürich ist die sogenannte
Aufgabenhilfe jedenfalls ein fixer, wenn
auch freiwilliger Bestandteil des Tages-
schulmodells, das derzeit an 23 Schu-
len erprobt wird und dereinst flächen-
deckend eingeführt werden soll. Das
Stadtparlament hatte dafür sogar eigens
das Projektbudget erhöht. Weiter hat es
beschlossen, die Mittel für Aufgaben-
stunden auch für Regelschulen ab die-
sem Schuljahr 2020/21 zu erhöhen. Die
Stadt Zürich erarbeitet derzeit in Zu-
sammenarbeit mit Forscherinnen und
Forschern der Pädagogischen Hoch-
schule ein Positionspapier zum Thema.

Tagesschulen verzahnen Unter-
richt mit Betreuung und sollen Eltern
dabei helfen, Familien- und Berufs-
leben zu vereinbaren. Da ist es organi-
satorisch naheliegend, die Hausaufga-
ben in irgendeiner Form in die schuli-
sche Tagesstruktur einzubinden – ob
mit Zeitfenstern für eine Aufgabenhilfe
wie in der Stadt Zürich oder einer indi-
viduellen Lernzeit im Unterricht wie in
Männedorf. Es scheint nur eine Frage
der Zeit, bis die klassischen Hausauf-
gaben in diesem Modell ganz entfallen.

Die Tagesschule könnte also schlei-
chend und quasi durch die Hintertüre
das Ende eines alten Streits für und wi-
der Hausaufgaben einläuten. Von Bil-
dungswissenschaftern werden sie wahl-
weise als überholtes pädagogisches Ri-
tual oder aber als wirksame Lernform
bezeichnet; Studienergebnisse stützen
sowohl die eine als auch die andere
Aussage. Doch nicht nur unter Lehrern,
Schulleiterinnen und Bildungsexperten
ist eine Abschaffung umstritten, sondern
auch unter Eltern.

Eltern müssen einbezogen sein

Das zeigt auch eine Umfrage der
Kantonalen Elternmitwirkungsorga-
nisation, welche im November durch-
geführt worden ist. Von 2531 befragten
Zürcher Eltern erachteten zwei Drittel
Hausaufgaben als «wichtig» (41 Pro-
zent) oder «sehr wichtig» (19 Prozent).

Ein Viertel der Befragten bezeichnete
sie dagegen als «wenig wichtig», 8 Pro-
zent als «gar nicht wichtig». In den Hun-
derten dazu abgegebenen Kommenta-
ren wurde wiederum vor allem Kritik
an den Hausaufgaben laut. Die Kin-
der seien nach den schon langen Schul-
tagen zu müde dafür, lautete eine oft
geteilte Meinung.

In Männedorf sorgte das Pilotprojekt
zu Beginn ebenfalls für gemischte Ge-
fühle, heisst es beim Elternrat auf An-
frage. Manche Eltern empfänden die
Abschaffung als entlastend, da Haus-
aufgaben in vielen Familien für Stress
und Frust sorgten. Sei es, weil die Kinder
deren Erledigung aufschöben oder ver-
weigerten und die Eltern sich verpflich-
tet fühlten, ihnen hinterherzurennen.
Sei es, weil sich die Buben und Mäd-
chen durch die Beaufsichtigung und ver-
meintliche Hilfe ihrer Mütter und Väter
schikaniert fühlten.

Es gebe aber auch Eltern, die sich
um den schulischen Erfolg ihrer Kinder
sorgten. Sie befürchten, dass ihre Kin-
der weniger Schulstoff lernen und ohne
Hausaufgaben im Bildungswettbewerb
schlechtere Karten hätten. Andere be-
mängelten, dass sie den Einblick in den
Schulalltag und die Kontrolle über den
Lernfortschritt ihrer Kinder verlören.

An der Unterstufe Männedorf gibt es
deshalb neu einen «Zeigetag»: Die Pri-
marschüler bringen zum Beispiel eine
gelungene Zeichnung oder Mathe-Auf-
gaben nach Hause und berichten den
Eltern von einem Lernerlebnis. Zudem
legen Lehrer mit Schülerinnen und
Eltern in Fördergesprächen gemeinsam
Lern- und Entwicklungsziele fest.

Wissenschaftlich ausgewertet

Hinsichtlich der zu erreichenden Lern-
ziele strebe die Schule Männedorf eine
«maximale Transparenz» gegenüber den
Eltern an, sagen die Projektverantwort-
lichen. Was das befürchtete schulische
Defizit betrifft, verweisen sie auf den
bekannten neuseeländischen Bildungs-
wissenschafter John Hattie. Dessen
Forschungsergebnisse hätten gezeigt,
dass gerade bei jüngeren Kindern der
Effekt von den Hausaufgaben auf den
Lernerfolg unbedeutend sei. Deshalb
hat die Schule Männedorf vorerst nur
die Unterstufe von den obligatorischen
Hausaufgaben befreit. Eine Ende Schul-
jahr geplante Evaluation werde zeigen,
in welche Richtung sich das Pilotpro-
jekt bewegen werde, sagt die Schulleite-
rin Zürrer.

Hausaufgaben amWohnzimmertisch sind zumindest für die jüngsten Schulkinder keine Selbstverständlichkeit mehr. IMAGO
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Das Foto von Kamala Harris
auf dem «Vogue»-Cover bewegt die USA
Das Modemagazin hat der künftigen amerikanischen Vizepräsidentin wohl einen Bärendienst erwiesen

CLAUDIA REY

Ein bisschen schief steht Kamala Har-
ris da, der Teint ist blass, an den Füssen
trägt sie Sneaker. So inszeniert ziert die
künftige Vizepräsidentin der USA das
Cover der Februar-Ausgabe der ameri-
kanischen «Vogue». Das Modemagazin
wollte die erste amerikanische Vizeprä-
sidentin eigentlich ehren und hat ihr of-
fenbar einen Bärendienst erwiesen.

Die Wogen gingen in den USA hoch.
Harris und ihr Team seien enttäuscht
vom Cover, berichteten amerikanische
Medien, nachdem das Foto vorab online
veröffentlicht worden war. Die Nach-
richtenagentur Associated Press und der
Journalist Yashar Ali zitierten anonyme
Quellen, die bei den Gesprächen über das
«Vogue»-Cover beteiligt gewesen sein
sollen. Demnach habe man sich eigent-
lich auf ein anderes Cover geeinigt ge-
habt. Eines, auf dem Harris selbstsicherer
und staatstragender wirkt: in hellblauem
Anzug und mit dem Pin der amerikani-
schen Flagge am Revers posiert sie vor
einem goldenen Hintergrund. Zu finden
ist dieses Foto nun aber erst weiter hin-
ten im Heft und im Online-Artikel.

«Ausgesprochen unschicklich»

Auch der Fotograf Tyler Mitchell scheint
mit der Wahl des Coverbilds durch die
«Vogue»-Chefredaktorin Anna Wintour
nicht einverstanden zu sein. Auf Twit-
ter schrieb er, das Foto von Harris im
hellblauen Anzug sei «sein Coverbild».
An den Kiosken jedoch liegt bald eine
«Vogue» mit einem wenig schmeichel-

haften Foto der künftigen Vizepräsiden-
tin. Und dieses Foto wird es auch sein,
das in Erinnerung bleibt. In den USA
sah sich die «Vogue» deshalb mit einem
Sturm der Entrüstung konfrontiert. Die
«New York Times» beschrieb das Cover-
bild als «ausgesprochen unschicklich».
Und die «Washington Post» kommen-
tierte: «Das Cover hat Kamala Harris
nicht gebührenden Respekt gezollt. Es
war übermässig vertraut. So, als würde
man sie mit dem Vornamen ansprechen,
ohne dass sie das Du angeboten hätte.»
Von den negativen Reaktionen in den
sozialen Netzwerken ganz zu schweigen.

Die «Vogue» veröffentlichte als
Reaktion auf die Kritik eine Stellung-
nahme: «Das Team liebte die Fotos, die

Tyler Mitchell geschossen hat, und war
der Meinung, dass das informellere Bild
die authentische, zugängliche Art der
designierten Vizepräsidentin Harris ein-
fing – was unserer Meinung nach eines
der Markenzeichen der Biden/Harris-
Regierung ist.» Harris selbst hat das Co-
ver bisher öffentlich nicht kommentiert.

Die Geschichte zeigt, wie viel schief-
gehen kann, wenn Fotografen Politiker
besonders nahbar zeigen wollen. Dumm
gelaufen ist das 2019 auch für den aus-
tralischen Premierminister Scott Morri-
son. Er liess sich mit seiner Familie im
Garten leger in Turnschuhen ablichten.
Genau diese Turnschuhe sorgten jedoch
alsbald für Spott und Hohn in den sozia-
len Netzwerken. Dem Team von Mor-
rison waren die Turnschuhe offenbar
zu verschmutzt gewesen, weshalb es sie
nachträglich reinwaschen wollte – mit-
tels Photoshop. Und das ging schief: Die
Bildbearbeitung wurde ziemlich dilet-
tantisch durchgeführt. Am Ende hatte
Morrison zwar zwei blütenweisse Turn-
schuhe, aber auch zwei linke Füsse.

Auch Schweizer Politiker haben be-
reits erlebt, wie rasch Nebensächlichkei-
ten in den Fokus rücken, wenn ein Foto
unglücklich inszeniert ist. Bevor Igna-
zio Cassis Bundesrat wurde, liess er sich
2017 vom «Blick» für eine Homestory in
seinem Wohnzimmer fotografieren. Tat-
sächlich wurde dann jedoch nicht, wie
von Cassis wahrscheinlich erhofft, seine
Bundesratskandidatur zum Gesprächs-
thema, sondern sein Sofa. Das blauge-
blümte Ding im Wohnzimmer der Fami-
lie Cassis sorgte für Irritationen landauf,
landab. «20 Minuten» zitierte den NZZ-

Stilexperten Jeroen van Rooijen mit den
Worten: «Ach, du lieber Himmel. Seine
Einrichtung bestätigt das schlimme Kli-
schee, wonach im Tessin die Zeit Anfang
der neunziger Jahre stehengeblieben ist.»

Vorhänge fast wie von Gucci

Nicht viel besser erging es dem Bundes-
rats-Kollegen Guy Parmelin, als er kurz
nach Weihnachten 2020 einem Fotogra-
fen der «Schweizer Illustrierten» Zugang
zu seiner Küche in Bursins im Kanton
Waadt gewährte. Ein Foto zeigte Par-
melin am Küchentisch mit einer Tasse
Tee. Spannender war für viele Leser
aber, was sich im Hintergrund offen-
barte: braune Retro-Vorhänge mit Blu-
menmuster. «20 Minuten» titelte prompt:
«Herr Parmelin, können wir über Ihre
Vorhänge sprechen?» Die von der Gra-
tiszeitung befragte Stilexpertin empfahl
Parmelin dann jedoch, die Vorhänge zu
behalten. Denn: «Wenn man genug lange
wartet, werden die Dinger wieder cool.»
Das Modelabel Gucci führe Vorhänge
im selben Look in der aktuellen Kollek-
tion, sagte die Expertin weiter.

Cassis vermeldete 2018 News zum
Sofa. Er habe ein neues gekauft, erzählte
er den «Schaffhauser Nachrichten».Einen
Klassiker von Le Corbusier. Ein Möbel-
stück, das nie aus der Mode kommt. Der
Haken: Das Sofa steht in Bern, im Büro
des Bundesrats. Familie Cassis sitzt im
Tessin immer noch auf einem Meer aus
Blüten und wartet, bis das Design wieder
in Mode kommt. Vielleicht müsste ein-
fach mal jemand das Foto von Cassis an
die Designer von Gucci weiterleiten.

Das Titelbild der «Vogue» sorgt in den
USA für Entrüstung. TYLER MITCHELL / VOGUE / AP

Die Schweiz wird eingeschneit
Der Bund hat für weite Teile des Landes eine Wetterwarnung herausgegeben

JANN LIENHART

In der Schweiz hat definitiv der Win-
ter Einzug gehalten. In der Nacht auf
Mittwoch hat sich auch in tiefen Lagen
eine Schneeschicht gebildet. In höhe-
ren Lagen sind 30 bis 60 Zentimeter
Neuschnee gefallen. Das hat auch den
Strassen- und Schienenverkehr beein-
trächtigt. So meldete am Mittwoch die
Luzerner Polizei 20 Verkehrsunfälle mit
10 Verletzten. Die St. Galler Kantons-
polizei registrierte 27 Unfälle mit 4 Ver-
letzten. Im Kanton Bern haben sich seit
Dienstag 80 Verkehrsunfälle ereignet.
Beim Bahnverkehr meldete die Mat-
terhorn-Gotthard-Bahn am Mittwoch
einen Unterbruch der Bahnstrecke zwi-
schen Andermatt und Sedrun. Ebenfalls
fallen wegen des heftigen Schneefalls
die Sportzüge zwischen Disentis/Sedrun
und Dieni aus. Die SBB haben auf der
Strecke Appenzell–Wasserauen wegen
starker Winde den Betrieb eingestellt.

Dank nachlassendem Schneefall hat
sich zwar in der ganzen Schweiz die
Situation am Mittwoch verbessert. Je-
doch sind weitere intensive Nieder-
schläge angesagt. Bis Donnerstagmitter-
nacht prognostiziert Meteo Schweiz am
Alpennordhang 40 bis 70 Zentimeter
zusätzlichen Neuschnee oberhalb von
800 Metern über Meer. Mit den wieder
deutlich sinkenden Temperaturen sol-
len auch beträchtliche Schneemengen
in der West- und der Nordwestschweiz
fallen. Zudem soll es stürmischen Wind
aus West bis Nordwest geben. Meteo
Schweiz hat für die Deutschschweiz, das
Wallis und den Jura für den Donners-
tag sogar eine Wetterwarnung der Stufe
3 (erheblich) herausgegeben. Selbst im
Mittelland können bis zu 40 Zentimeter
Neuschnee fallen.

Mit dem vielen Schnee hat auch die
Lawinengefahr deutlich zugenommen.
Im Hochgebirge zwischen Andermatt,
Brig und Kandersteg gilt bereits die
zweithöchste Gefahrenstufe (Stufe 4,

gross). Wintersportler können laut dem
Institut für Schnee- und Lawinenfor-
schung (SLF) sehr leicht Lawinen aus-
lösen. Im übrigen Alpenraum und im
Jura stuft das SLV die Lawinengefahr
als erheblich ein (Stufe 3). Einige höher
gelegene Orte verzeichneten bereits im
Dezember Rekordschneemengen. So
fielen in Airolo am 4. und 5. Dezember
116 Zentimeter Schnee.

Eine Ursache für die tieferen Tem-
peraturen und die heftigeren Schnee-
fälle ist gemäss Meteorologen eine Ver-

änderung der Luftschichten über der
Arktis. Normalerweise bildet sich im
Winter über den Gebieten am Nord-
pol ohne direktes Sonnenlicht ein sta-
biles Tief. Dieses Tiefdruckgebiet führt
dazu, dass in Europa in dieser Jahreszeit
meistens eine Westwindlage herrscht,
die vergleichsweise milde Atlantikluft
auch in zentralere Gebiete des Konti-
nents führt. In diesem Jahr jedoch ist
dieses Tiefdrucksystem instabil. Der so-
genannte Polarwirbel droht zu kollabie-
ren. Anstatt von Westen weht der Wind

in Europa darum vermehrt von Osten
oder Nordosten. Damit gelangt kältere
Luft auch in die Schweiz. In Spanien und
Frankreich sorgt dies für Kälteeinbrüche
und vermehrte Schneefälle.

So hat in Spanien der Wintersturm
«Filomena» am Wochenende für ein
Schneechaos auf den Strassen und eisige
Temperaturen im ganzen Land gesorgt.
Im Osten Frankreichs sind in der Nacht
auf Mittwoch mehr als 2000 Fahrzeuge
wegen heftigen Schneefalls und Glätte
stecken geblieben.

Starker Schneefall behindert den Bahnverkehr in den Bergen. Im Bild ein Zug in der Nähe des BahnhofsAndermatt. URS FLÜELER / KEYSTONE

Verbote von
Versammlungen
sind wirksam
Corona-Fallzahlen sinken
bei abnehmender Mobilität

Spe. · Die Einschränkung der Mobilität
ist ein probates Mittel, die Corona-Fall-
zahlen zu senken. Wer sich weniger be-
wegt, hat in der Regel auch weniger Ge-
legenheiten, sich mit dem Coronavirus
anzustecken oder es zu verteilen. Dass
es im Frühling letzten Jahres gelang, die
erste Welle der Corona-Pandemie zu
brechen, lag unter anderem daran, dass
durch den landesweit verordneten Lock-
down der Bewegungsradius der Bevöl-
kerung erheblich eingeschränkt werden
konnte. Einen grossen Anteil daran hat-
ten offenbar Versammlungsverbote so-
wie Laden- und Schulschliessungen. Das
geht aus einer noch nicht begutachte-
ten Publikation hervor, die Forscher der
ETH Zürich ins Netz gestellt haben.

Die Gruppe um Stefan Feuerrie-
gel wertete die Daten aus, die zwischen
dem 10. Februar und dem 26. April des
letzten Jahres von den Schweizer Mobil-
funkanbietern gesammelt wurden. Diese
Daten verraten, mit welcher Antenne
ein Handy zu einem bestimmten Zeit-
punkt verbunden ist. Auf diese Weise
konnten die Forscher 1,5 Milliarden Be-
wegungen im fraglichen Zeitraum re-
konstruieren. Ein Vergleich mit den Be-
wegungsdaten des Vorjahres zeigte, dass
die Mobilität durch den Lockdown um
50 Prozent abgenommen hatte.

Der Bundesrat hatte im März 2020
mit einem ganzen Bündel von Mass-
nahmen auf die steigenden Fallzahlen
reagiert. Obwohl diese im Abstand von
wenigen Tagen in Kraft traten, gelang
es den ETH-Forschern, dieses Knäuel
mit statistischen Methoden und unter
Berücksichtigung kantonaler Unter-
schiede zu entwirren. Laut den Ergeb-
nissen wurde die Mobilität durch das
Verbot von Versammlungen mit mehr
als fünf Personen um 24,9 Prozent redu-
ziert, durch die Schliessung von Läden
und Geschäften um 22,3 Prozent und
durch Schulschliessungen um 21,6 Pro-
zent. Grenzschliessungen und das Ver-
sammlungsverbot für mehr als 100 Per-
sonen hatten hingegen eine untergeord-
nete Wirkung. Überraschend ist der rela-
tiv grosse Effekt der Schulschliessungen.
Zum Teil ist er darauf zurückzuführen,
dass mit den Kindern auch die Eltern
und Lehrer zu Hause blieben.

In einem zweiten Schritt konnten die
Forscher zeigen, dass die Bewegungs-
daten ein guter Indikator für das Infek-
tionsgeschehen sind. Geht die Mobilität
um 1 Prozent zurück, nehmen sieben bis
dreizehn Tage später die Fallzahlen um
0,8 bis 1,1 Prozent ab. Durch ein regel-
mässiges Monitoring der Mobilfunk-
daten lässt sich also vorab erkennen,
ob die ergriffenen Massnahmen ausrei-
chend sind. Anhand der Fallzahlen lässt
sich das erst nach zehn Tagen beurteilen.

Erster Fall von
Vogelgrippe in
Bodenseeregion
Toter Schwan nahe
der Schweizer Grenze gefunden

bbu. · Nach mehreren Fällen in Süd-
deutschland wurde in Konstanz bei
einem Schwan die Vogelgrippe nach-
gewiesen. Die Wahrscheinlichkeit, dass
die Vogelgrippe sich auch in der Schweiz
verbreitet, ist damit hoch, wie das Bun-
desamt für Lebensmittelsicherheit und
Veterinärwesen am Dienstag mitteilte.
Der positiv getestete Schwan wurde
nahe der Schweizer Grenze tot aufge-
funden. Bei ihm wurde der hochpatho-
gene Virus-Subtyp H5 nachgewiesen.
Nach derzeitigem Wissensstand ist die
jetzt zirkulierende Vogelgrippe aber
nicht auf den Menschen übertragbar.

Wegen der nun drohenden Verbrei-
tung in der Schweiz sind vorbeugende
Massnahmen nötig. Betroffen sind be-
sonders Geflügelbetriebe mit Auslauf-
und Freilandhaltung.
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Der Lerneffekt von Hausaufgaben ist wissenschaftlich nicht eindeutig belegt. Der Ertrag rechtfertigt denAufwand für junge Kinder aber kaum. IMAGO

Es geht auch
ohne «Ufzgi»
Tagesschulen machen Hausaufgaben zunehmend überflüssig.
Das ist nicht per se schlecht – zumindest nicht für die jüngeren
Schulkinder. Von Lena Schenkel

Für Generationen von Schülerinnen und Schülern
gehörte die Frage zum Nachhausekommen wie das
Amen in die Kirche: «Was häsch als Ufzgi?» Und
wer erinnert sich nicht an die unschönen Diskus-
sionen mit Mutter oder Vater, die mitunter fol-
gen konnten.

Eine Schule ohne Hausaufgaben scheint bis
heute für viele undenkbar. Schafft eine Gemeinde
diese ab, geht zuverlässig einAufschrei oder zumin-
dest ein Raunen durch die Medien – ob 2016 im
thurgauischenArbon, 2018 im luzernischen Kriens
und im bernischen Köniz, 2019 im obwaldnerischen
Lungern oder wie jüngst im zürcherischen Männe-
dorf, wo Erst- bis Drittklässler seit Herbst keine
Aufgaben mehr mit nach Hause nehmen.

Dabei gehören Hausaufgaben weder zum Bil-
dungsauftrag der Volksschule, noch sind sie obli-
gatorisch. Ob Hausaufgaben erteilt werden oder
nicht, liegt zumindest theoretisch im alleinigen Er-
messen des Lehrers oder der Lehrerin. Im Zürcher
Volksschulgesetz zumBeispiel finden sie noch nicht
einmal Erwähnung.

Vorwurf der «Kuschelpädagogik»

Im kantonalen Lehrplan ist lediglich festgehalten,
dass Schüler allfällige Aufgaben verstehen müssen
und sie ohne Hilfe der Eltern lösen können sollten.
Ausserdem dürfen keine Hausaufgaben über Feier-
tage oder Ferien erteilt werden.

Doch wie so häufig bei Themen an der Schnitt-
stelle zwischen Schule und Elternhaus wird es auch
in SachenHausaufgaben schnell emotional.Als die
Schwyzer Regierung 1993 die Hausaufgaben ab-
schaffte,war derProtest vonPolitikerinnen,Lehrern
undElternderart gross,dass sie ihrenEntscheid vier
Jahre später revidierte. «Kuschelpädagogik» wurde
dem Kanton unter anderem vorgeworfen.Auch als
sich derDeutschschweizer Schulleiterverband 2016
für eine Abschaffung aussprach, schlug dies hohe

Wellen,und er vermochte nicht die kantonalenSek-
tionen hinter sich zu scharen.

Über Sinn und Unsinn von Hausaufgaben strei-
ten sich Pädagoginnen und Erziehungswissenschaf-
ter, Schulleiter und Lehrerinnen sowie Eltern schon
lange und immer noch, wobei die Gräben mitten
durch die Gruppen hindurch verlaufen. Die einen
betrachten sie als ideales Mittel, um Kindern Selb-
ständigkeit beizubringen, und befürchten schuli-
sche Leistungseinbussen, wenn sie entfallen. An-
dere sehen Hausaufgaben als sinnlose Beschäfti-
gungstherapie oder sogar Schikane.

In Zürich hat die Diskussion pro und contra
Hausaufgaben mit dem Ruf nach mehr Tagesschu-
len neuenAuftrieb erhalten.Denn wenn die Schule
allein schon aufgrund der dort verbrachten Zeit
zum zweiten Zuhause wird, ist es sinnvoll, auch die
Hausaufgaben in den Schulalltag einzubinden – zu-
mindest auf den unteren Schulstufen.Das kann mit
selbständigenLerneinheiten inderSchulstundeoder
über fixe Zeitfenster in der unterrichtsfreien Zeit
geschehen. Schon jetzt bieten die meisten Schulen
sogenannte Aufgabenhilfe-Stunden an.

Der Kulturwandel durch dieTagesschulen dürfte
also dazu führen, dass die Haus- zu Schulaufgaben
werden. Zeit, mit ein paar Mythen aufzuräumen:

DieVorstellung,dassKinderohneHausaufgaben
denUnterrichtsstoff nichtmehreigenverantwortlich
vertiefen oder repetieren,geht von einer Schule aus,
inwelcherderLehrer zumeist anderWandtafel steht
und mit der ganzen Klasse den Stoff durchpaukt.
Diese Zeiten sind längst vorbei. Neben dem klassi-
schenFrontalunterricht hat eineVielzahl vonUnter-
richtsformen im Klassenzimmer Einzug gehalten.
Ziel dermodernenSchule ist einbestmöglichaufdas
einzelneKind zugeschnittenerUnterricht,der esmit
verschiedenenAufgabenformen fordert und fördert.

Das selbständige Lernen gehört selbstverständ-
lich dazu – wobei Hausaufgaben nur ein mögliches
Gefäss dafür sind.Natürlich ergibt es aus lerntheo-
retischer Sicht wenig Sinn,Vokabeln in der ganzen

Klasse zu repetieren. Doch dafür lassen sich Zeit-
fenster im Unterricht finden. Vor allem Erst- bis
Drittklässler haben sehr viele Lektionen bei ihrer
Klassenlehrperson. Das gibt viel Gestaltungsspiel-
raum für fächerübergreifendes Arbeiten. Etwa mit
Atelierunterricht, bei dem die Kinder eigenständig
an individuellenWochenzielen arbeiten.

Wenn das Ziel von Hausaufgaben das selbstän-
dige Arbeiten ist, sollten sie idealerweise auch ent-
sprechend erledigt werden – also ohne Mutter oder
Vater, die mehr oder weniger intervenierend über
die Schulter schauen.Bloss hat dies mit der Realität
weniggemein.SchulkinderausbildungsnahenHaus-
halten werden eher dazu angehalten, die Hausauf-
gaben zu erledigen,und bei Fragen unterstützt.Kin-
der aus benachteiligten Familien wiederum haben
vielleicht noch nicht einmal die nötige Ruhe oder
einen passenden Raum dafür. Die Hausaufgaben
in den Schulalltag zu integrieren, ist deshalb auch
im Sinne einer grösseren Bildungsgerechtigkeit.

Ohne Hausaufgaben verlernten die Kinder, sich
selbst zu motivieren, lautet eine verbreitete Ansicht.
Selbstkontrolle ist jedoch nur begrenzt lernbar, in-
demman Hausaufgaben aufgibt.Dass im Lockdown
manche Kinder mit dem selbständigen Arbeiten
im Fernunterricht besser zurechtkamen als andere,
dürfte neben den Bedingungen im Elternhaus auch
mit ihrer Persönlichkeitsstruktur zusammenhängen.

Spielen ist auch Lernen
Wenn Haus- zu Schulaufgaben werden, besteht auf
lange Sicht allerdings tatsächlich die Gefahr eines
Dauersupports. Spätestens ab der Sekundarstufe
ist es sinnvoll,Hausaufgaben aufzugeben, damit die
Jugendlichen lernen, sich ihre Zeit ausserhalb von
geregeltenStrukturen selbst einzuteilenund sichaus
eigenemAntrieb zumotivieren.JüngereKinder sind
jedoch von sich aus lernbegierig und müssen nicht
speziell dazu gedrillt werden.Vielmehr sollte ihnen
der Spass am Lernen erhalten bleiben. Wenn das
selbständige Arbeiten im Unterricht genügend oft
geübtwurde,sollte derÜbergangkeinProblem sein.

Dass Kinder weniger lernen, wenn sie daheim
nur noch spielen, ist ein Irrtum. Spielen ist auch
Lernen. In jungen Jahren ist das freie Spiel sogar
zentral für die kindliche Entwicklung. Kinder trai-
nieren damit ihre motorischen Fähigkeiten und ihr
räumliches Denken. Spielen sie allein, lernen sie,
sich selbständig zu beschäftigen. Spielen sie mit
anderen, profitieren sie auf der sozialen und auf
der sprachlichen Ebene. Kinder lernen beim Spie-
len, zu führen oder geführt zu werden, zu gewin-
nen und zu verlieren. Kurzum: Das freie Spiel för-
dert die sogenannt überfachlichen Kompetenzen.

Weil Kinder heute früher eingeschult werden,
verkürzt sich diese wichtige Phase für viele von
ihnen, denn im schulisch und familiär durchgetakte-
tenAlltag kommt es häufig zu kurz.Dass es daheim
keine Hausaufgaben mehr zu erledigen gibt, heisst
freilich nicht, dass es verboten ist, sich auch dort mit
schulnahen Aufgaben zu beschäftigen. Diejenigen
Kinder, die Freude daran haben, können und sollen
zu Hause immer noch freiwillig lesen, das Einmal-
eins üben oder ein chemisches Experiment wagen.

Was befürchtete Leistungsdefizite betrifft, sind
wissenschaftliche Forschungsergebnisse nur be-

Über Sinn und Unsinn
von Hausaufgaben streiten
sich Pädagoginnen und
Erziehungswissenschafter,
Schulleiter und Lehrerinnen
sowie Eltern schon lange und
immer noch.

grenzt aufschlussreich. Gesichert scheinen aus wis-
senschaftlicher Sicht aber folgende vier Erkennt-
nisse: Zunächst sind Hausaufgaben nur einer von
vielen Faktoren für den Lernerfolg. Sie belegen
in einer Studie des neuseeländischen Bildungs-
forschers John Hattie Rang 88 von 138 und haben
somit einen eher geringen Einfluss.

Gefahr von Leistungsdefiziten?

Daraus zu schliessen, dass Hausaufgaben gar nichts
bringen, wäre aber falsch. Die zweite Erkenntnis
lautet nämlich, dass sie auf höheren Schulstufen
und bei einer guten Qualität durchaus höhere
Effekte erzielen können. Drittens ist die Hilfe der
Eltern entscheidend. Sie kann indes kontraproduk-
tiv sein, wenn die Schulkinder sich dadurch unter
Leistungsdruck gesetzt fühlen. Viertens schliess-
lich ist der Lerneffekt von Hausaufgaben abhängig
von der Persönlichkeit beziehungsweise Arbeits-
weise der Schüler: Je gewissenhafter, desto effek-
tiver. Insgesamt lässt sich aber durchaus argumen-
tieren, dass sich Hausaufgaben angesichts des eher
geringen Ertrags zumindest auf den unteren Schul-
stufen nicht lohnen.

Zu guter Letzt müssen Eltern auch nicht be-
fürchten, den Einblick in den Schulalltag zu ver-
lieren. Es gibt für Mütter und Väter zahlreiche
Alternativen, sich über das schulische Geschehen
zu informieren, etwa an Elternabenden oder Be-
suchstagen, aber auch mittels regelmässiger Stand-
ortgespräche mit dem Lehrer derTochter.Daneben
könnenWochenjournale oder ähnliche Gefässe den
Eltern einen Überblick zum Lernstand verschaffen.
Ohnehin hängen wohl die wenigsten an den Haus-
aufgaben an sich. In vielen Familien sorgen sie für
Streit, Frust undDauerstress.Laut Untersuchungen
ist das Entfallen der Hausaufgaben für viele Eltern
sogar ein Grund, ihre Söhne und Töchter auf eine
Tagesschule zu schicken.

Seit es Hausaufgaben gibt, wird wohl über ihren
Nutzen diskutiert. Es ist deshalb zu begrüssen, dass
die Tagesschule die Diskussion neu lanciert. Denn
es gibt längst gute und bewährte Alternativen,
kleine Kinder zum selbständigen Lernen zu moti-
vieren. Ab einem bestimmten Alter sollten sie je-
doch mit Hausaufgaben auf den Ernst des Lebens
vorbereitet werden. Schliesslich ist genau das der
Auftrag der Volksschule: sie fit fürs Arbeitsleben
zu machen.

Als Lehrling oder Studentin müssen sie, bildlich
gesprochen, ohne Schwimmhilfen auskommen.Die
Berufsschule findet nur noch an einem Wochen-
tag statt. Es gilt, innert Wochenfrist Aufträge ab-
zuarbeiten und den Stoff eigenständig zu vertie-
fen. An der Universität hält einem niemand mehr
die Hand, wenn es ums Pauken geht, und wer frist-
gerecht Seminararbeiten einreichen will, muss sich
organisieren können.

Spätestens ab der Sekundarstufe ergibt es des-
halb Sinn, Schülerinnen und Schülern Hausauf-
gaben im klassischen und wörtlichen Sinn mit
nach Hause zu geben. Sie lernen daraus aber nur,
wenn auch ihre Eltern es schaffen, sie tatsäch-
lich selbständig arbeiten zu lassen, und nicht mit
der Trillerpfeife und Rettungswesten am Becken-
rand stehen.




